
 

 

Stellungnahme der ​
Deutschen Steuer-Gewerkschaft 

Zum Gesetzentwurf zur Modernisierung und Digitalisierung der 

Schwarzarbeitsbekämpfung 

 

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft begrüßt ausdrücklich die Bestrebungen des Gesetzgebers, die 

Bekämpfung der Schwarzarbeit durch Modernisierung und Digitalisierung auf eine neue Stufe zu 

heben. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) steht vor immer komplexeren Herausforderungen und 

benötigt daher eine zeitgemäße Ausstattung sowie erweiterte Befugnisse, um ihren gesetzlichen 

Auftrag wirkungsvoll erfüllen zu können. 

Effizienz entsteht dort, wo digitale Innovation auf Praxiserfahrung trifft – und genau deshalb 

müssen Beschäftigte und moderne Datenanalysetools Hand in Hand gehen. Die geplante 

Digitalisierung der FKS ist ein überfälliger Schritt, der den aktuellen technologischen Entwicklungen 

Rechnung trägt und die Effizienz der Arbeit erheblich steigern wird. Die Einführung eines modernen 

Informations- und Datenanalysesystems (OIDA) sowie die Möglichkeit elektronischer risikoorientierter 

Prüfungen sind dabei zentrale Elemente, die eine präzisere Auswahl von Prüfobjekten und eine bessere 

Aufdeckung von Verstößen ermöglichen. Um eine hohe Praxisrelevanz und Akzeptanz der neuen 

Datenanalysetools zu gewährleisten, sollten die Erfahrungen und Rückmeldungen der Beschäftigten 

systematisch in die Entwicklung einfließen. Sie ermöglichen einen kontinuierlichen Abgleich mit der 

Realität und tragen dazu bei, dass digitale Innovationen praxistauglich gemacht werden. Die DSTG 

sieht es in Bezug auf einen risikobasierten Prüfansatz als essentiell an, dass die Kriterien für die 

Risikoauswahl transparent und nachvollziehbar sind, damit die Beschäftigten klare 

Handlungsanweisungen erhalten. Auch beim operativen Informations- und Datenanalysesystem ist es 

unerlässlich, dass die Beschäftigten umfassend in Bedienung und Interpretation der Systemergebnisse 

geschult werden. Der Mensch muss im Mittelpunkt stehen; die Plattform darf nicht überfordern, 

sondern gezielt informieren. 
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Die Stärkung der Eigenständigkeit der FKS durch erweiterte Ermittlungsbefugnisse ist 

grundsätzlich zu begrüßen und ein zeitgemäßer und notwendiger Schritt für eine effektive 

Kriminalitätsbekämpfung. Die Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund stärkt die 

Handlungsfähigkeit der FKS erheblich.  

Gleichwohl sind auch kritische Aspekte zu benennen. Die neuen Aufgaben und erweiterten Befugnisse 

führen zu einer spürbaren Mehrbelastung der Beschäftigten. Zwar ist eine Aufstockung um 900 

Arbeitskräfte geplant, was ein klares Signal der Wertschätzung für die Arbeit der FKS ist und der 

zunehmenden Komplexität der Aufgaben Rechnung trägt. Ohne angemessene Unterstützung und 

gezielte Entlastungsmaßnahmen droht jedoch eine Überforderung der Belegschaft. Ebenso erfordert 

die Digitalisierung umfassende Fortbildungen und neue Qualifikationen, die im Gesetzentwurf bislang 

nur unzureichend berücksichtigt wurden. Es braucht qualifizierte Fachkräfte, insbesondere für die 

Entwicklung und Anwendung von Fraud-Detection, Machine Learning und KI-Applikationen. Die 

Beschäftigten müssen in digitalen Kompetenzen, juristischen Fragestellungen, Datenschutz und im 

Umgang mit dem polizeilichen Informationsverbund umfassend geschult werden. Die Deutsche 

Steuer-Gewerkschaft fordert einen gesetzlich garantierten Anspruch auf Fortbildung für alle 

Beschäftigten. Niemand darf ohne angemessene Vorbereitung mit neuen Aufgaben betraut werden. 

Zudem sind klare Regelungen zum Schutz der Beschäftigten vor Überwachung durch neue IT-Systeme 

erforderlich.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass trotz des bundesgesetzlichen Charakters der Regelungen die 

personellen Konsequenzen auch auf Landesebene wirken werden. Die Landesfinanzverwaltungen 

stehen vor erheblichen Herausforderungen bei der Bereitstellung der erforderlichen Datenmengen für 

das zentrale Risikomanagement und die operative Informations- und Datenanalyse. Der halbjährliche 

automatisierte Datenabruf durch die Generalzolldirektion sowie die erweiterten Schnittstellen zu 

anderen Behörden erfordern nicht nur technische Anpassungen, sondern auch zusätzliche personelle 

Kapazitäten in den Ländern. Die DSTG fordert daher, dass die Personalplanung des Bundes nicht 

isoliert betrachtet wird, sondern die notwendigen Anpassungen und Mehrbedarfe auf Landesebene 

vollständig kompensiert werden. Ohne eine entsprechende Aufstockung der Personalressourcen in 

den Landesfinanzverwaltungen droht eine Überlastung der dortigen Beschäftigten und eine 

Beeinträchtigung der ursprünglichen Aufgabenerfüllung. 
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Es muss zudem sichergestellt werden, dass die zusätzlich eingeplanten Arbeitskräfte nicht an anderer 

Stelle fehlen und die neuen Stellen vor Inkrafttreten der erweiterten Befugnisse vollständig besetzt 

sind. 

Nicht zuletzt verlangen die gestiegenen Anforderungen eine Neubewertung der tariflichen 

Eingruppierung und entsprechende Entwicklungsmöglichkeiten im Beamtenbereich. 

Trotz der positiven Ansätze weist der Gesetzentwurf Defizite in der ressortübergreifenden 

Zusammenarbeit auf. Es fehlt eine ganzheitliche Strategie, die alle beteiligten Ressorts und Behörden 

einbezieht. Die Schnittstellen zu anderen Behörden sind unzureichend geregelt, wodurch ein nahtloser 

Informationsfluss zwischen Finanzämtern, Sozialversicherungsträgern, Arbeitsagenturen, Polizei und 

Staatsanwaltschaften erschwert wird. Schwarzarbeit ist häufig mit Steuerhinterziehung, 

Beitragsvorenthaltung und anderen finanziellen Verstößen verbunden, doch die Zusammenarbeit der 

verschiedenen Behörden ist bislang nicht ausreichend koordiniert. Auch die Verbindung zwischen 

Schwarzarbeit und Sozialleistungsmissbrauch erfordert eine engere Kooperation mit Jobcentern und 

Sozialämtern. Die Schnittstellen zwischen Verwaltungs- und Strafverfahren sind nicht optimal 

ausgestaltet, was zu Informationsverlusten und Doppelarbeit führt. 

Besondere Dringlichkeit kommt der zeitnahen Umsetzung des operativen Informations- und 

Datenanalysesystems zu. Jeder Tag der Verzögerung führt zu erheblichen Steuerausfällen und 

Beitragsvorenthaltungen, die das Gemeinwesen schädigen und den fairen Markt verzerren. Die 

geplante Verdopplung der Beanstandungsquote und die Steigerung der aufgedeckten 

Schadenssumme auf über 155 Prozent können nur durch eine schnelle und effiziente Implementierung 

des OIDA-Systems erreicht werden. Die DSTG appelliert eindringlich an alle Beteiligten, die technische 

Realisierung mit höchster Priorität voranzutreiben und die notwendigen Ressourcen bereitzustellen. 

Gleichzeitig müssen die Beschäftigten von Beginn an umfassend in die Entwicklung und Einführung des 

Systems einbezogen werden, um Praxistauglichkeit und Akzeptanz zu gewährleisten. Die Bekämpfung 

der Schwarzarbeit duldet keinen Aufschub. Zu hoch sind die täglich entstehenden Schäden für Staat, 

Sozialversicherung und ehrliche Marktteilnehmer. 

Um die Effektivität der Schwarzarbeitsbekämpfung zu steigern, sind einheitliche Datenstandards 

und Schnittstellen für den automatisierten Austausch zu schaffen. Bei komplexen Fällen sollten 

ressortübergreifende Ermittlungsgruppen gebildet und eine zentrale Koordinierungsstelle eingerichtet 
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werden, um Doppelarbeit zu vermeiden. Regelmäßige und strukturierte Austauschformate zwischen 

den Behörden sind notwendig, um Trends und neue Begehungsformen frühzeitig zu erkennen. ​

Die DSTG erkennt den Mehrwert eines bundesweit einheitlichen Risikomanagements an und begrüßt 

die Möglichkeiten, die ein verbesserter Datenabruf für die Effektivität der Schwarzarbeitsbekämpfung 

bietet. Gleichwohl darf es keine „Einbahnstraße" beim Datenaustausch geben: Wenn 

Landesfinanzbehörden Daten an die Generalzolldirektion liefern müssen (§ 26 Absatz 2 SchwarzArbG 

gem. § 31a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 AO), müssen sie gleichwertigen Zugriff auf die Analyseergebnisse 

und Erkenntnisse erhalten. 

Andernfalls entsteht ein strukturelles Ungleichgewicht zu Lasten der Länder-Finanzverwaltungen, die 

zwar als Datenlieferanten fungieren, aber nicht von den daraus gewonnenen Erkenntnissen profitieren 

können.  

Die DSTG fordert daher klare Regelungen für einen ausgewogenen Datenaustausch, der sowohl die 

Zentralisierung der Risikoanalyse als auch die Berücksichtigung der Bedürfnisse der Länderebene 

gewährleistet. 

Abschließend ist festzuhalten, dass der Gesetzentwurf ein wichtiger Schritt zur Modernisierung der 

Schwarzarbeitsbekämpfung ist und das Potenzial hat, die Effektivität der FKS deutlich zu steigern. 

Dringend erforderlich sind jedoch Verbesserungen bei Personal, Qualifikation und der 

ressortübergreifenden Zusammenarbeit, um eine erfolgreiche Umsetzung zu gewährleisten. 
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